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PatG § 1

S p r i t z g u ß m a s c h i n e  III

a) War die den Gegenstand des Streitpatents bildende Vor­
richtung zur Verarbeitung eines Stoffes A (hier: ther­
moplastische Kunststoffe; bereits als Vorrichtung zur 
Verarbeitung eines verwandten Stoffes B (hier: zäh- 
plastische Kautschukmasse) bekannt, so kann ihr die 
erforderliche Erfindungshöhe auch nicht unter dem 
Gesichtspunkt der Überwindung eines Vorurteils zuer­
kannt werden, wenn das Vorurteil sich nicht auf die 
Verarbeitung des Stoffes A (hier: thermoplastische 
Kunststoffe) schlechthin, sondern nur auf die Ver­
arbeitung einer bestimmten Sorte des Stoffes A (hier: 
dünnflüssig werdende thermoplastische Kunststoffe) 
bezog.

b) Die Umwandlung des als Vorrichtungspatent erteilten 
Patentes in ein Verfahrenspatent ist im Nichtig­
keitsrechtsstreit grundsätzlich nicht möglich.

BGH, Urt. v. 14. Juli 1966 - la 2E 85/64 - Bundespatent­
gericht
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Der Ia-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 11. Juli 1966 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br. Bock, Dr. Spreng,
Dr. Löscher, Claßen und Alff

für Recht erkannt:

Auf die Berufung der Klägerin wird das Ur­
teil des 2. Senats (Nichtigkeitssenats II) 
des Bundespatentgerichts vom 24. März 1964 
abgeändert.

Das Patent Nr. M  wird für nichtig er­
klärt. Die Kosten des Verfahrens fallen der 
Beklagten zur Last.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Beklagte ist Inhaberin des seit dem 16. Dezem­
ber 1943 laufenden, auf Grund des Ersten Überleitungs­
gesetzes vom 8. Juli 1949 (WiGBl S.. 17$) ohne Einspruch 
erteilten Patentes Nr. auf dessen Patentdauer
gemäß Gesetz vom 1$. Juli 1951 der Zeitraum vom 8. Mai 
1945 bis 7. Mai 1950 nicht angerechnet wird. Die Pa­
tentansprüche lauten nach der Patentschrift wie folgt:

1. Spritzgußmaschine für thermoplastische Kunst­
stoffe, dadurch gekennzeichnet, daß die Er­
wärmung auf Fließtemperatur in einem mit 
einer Transportschnecke versehenen Massezy­
linder, das Ausspritzen durch Veränderung 
des Füllvolumens des Massezylinders bewirkt wird.
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2. Spritzgußmaschine nach Anspruch 1, dadurch 
gekennzeichnet, daß die Veränderung des Füll 
Volumens durch eine gegenseitige Verschiebung 
eines feststehenden und eines beweglichen "
Teils des Massezylinders bewirkt wird.

3. Spritzgußmaschine nach Anspruch 1, dadurch 
gekennzeichnet, daß die Änderung des Füll­
volumens durch Längsverschiebung der Schnecke 
bewirkt wird.

4* Spritzgußmaschine nach Ansprüchen 1 bis 3, 
dadurch gekennzeichnet, daß in dem Masse­
zylinder besondere Mischvorrichtungen zur 
homogenen Durchmischung angeordnet sind.

5. Spritzgußmaschine nach Ansprüchen 1 bis 4, 
dadurch gekennzeichnet, daß die Düse mit 
einem Verschluß, dessen Öffnungs- bzw. Schließ­
bewegung mit der Formbewegung zwangsläufig 
gekoppelt ist, versehen ist.

6. Spritzgußmaschine nach Ansprüchen 1 bis 5, da­
durch gekennzeichnet, daß zur Betätigung der 
Maschine außer dem drehenden Antrieb für die 
Schnecke nur eine einzige Kraft für Forrabe- 
tätigung und Spritzgußvorgang vorhanden ist.

7. Spritzgußmaschine nach Anspruch 3> dadurch 
gekennzeichnet, daß die Schnecke axial ver­
schiebbar ist und über eine Keilnutenbuchse 
angetrieben wird.

8. Spritzgußmaschine nach Ansprüchen 1 bis 5* da­
durch gekennzeichnet, daß nur eine Kraft zum 
Ausspritzen der Masse angewandt wird, dagegen 
die Rückführbewegung von der beim Füllen des 
Massezylinders entstehenden Kraft selbsttä­
tig ausgelöst wird.

9. Spritzgußmaschine nach Ansprüchen 1 bis 8, da­
durch gekennzeichnet, daß die Dosierung durch 
eine Begrenzung der längs- verschiebbaren Tei­
le bewirkt wir'd.
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Mit ihrer auf § 13 Abs. 1 Nr. 1 PatG gestützten 
Klage hat die Klägerin beantragt, das Patent im Um­
fange der Ansprüche 1 bis 4 und 6 bis 9 für nichtig 
zu erklären.

Zur Begründung ihrer Klage hat sie dem Streitpa­
tent die deutsche Patentschrift f j ^  und die fran­
zösische Patentschrift 4 9  entgegengehalten.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Bundespatentgericht hat mit Urteil vom 24* März 
1964 die Klage mit der Maßgabe abgewiesen, daß der An­
spruch 1 des Patentes zur Klarstellung folgende Passung 
erhielt:

"Spritzgußmaschine für thermoplastische Kunststof­
fe, dadurch gekennzeichnet, daß die Erwärmung auf 
Fließtemperatur in einem Massezylinder mit in ihm 
angeordneter Transportschnecke, das Ausspritzen 
durch Veränderung des Füllvolumens des MasseZylin­
ders bewirkt wirdi”

Die Kosten des Verfahrens wurden der Klägerin auf­
erlegt .

Gegen diese Entscheidung hat die Klägerin Berufung 
eingelegt und in Erweiterung ihrer zunächst angekündigten, 
die Vernichtung der Ansprüche 1 bis 4 und 6 bis 9 be­
treffenden Anträge die vollständige Vernichtung des Pa­
tentes ,d.h. also auch des Anspruchs 5 begehrt.

Die Beklagte hat beantragt, die Berufung mit der 
Maßgabe zurückzuweisen, daß an Stelle der Ansprüche 1 
bis 3 folgender neuer Anspruch 1 tritt:
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"Spritzgußmaschine für thermoplastische, nicht 
vulkanisierbare Kunststoffe, dadurch gekenn­
zeichnet, daß die Erwärmung auf Fließtemperatur 
in einem Massezylinder mit in ihm angeordneter 
Transportschnecke, das Ausspritzen durch Längs-? 
Verschiebung der Schnecke bewirkt wird”*

Hilfsweise hat die Beklagte außerdem angeregt, das 
Streitpatenü mit folgendem Anspruch 1 aufrechtzuerhal­
ten:

,fSpritzverfahren für thermoplastische, nicht vul­
kanisierbare Kunststoffe, dadurch gekennzeichnet, 
daß in einer Spritzgußmaschine die Erwärmung auf 
Fließtemperatur in deren Massezylinder mit darin 
angeordneter Transportschnecke und das Ausspritzen 
durch Längsverschiebung der Schnecke bewirkt wird’1.

Die Klägerin hat ihren Antrag auf Vernichtung des 
Streitpatents auch gegenüber diesen Anträgen bzw. An­
regungen der Beklagten aufrechterhalten.

Senatspräsident a.D. Lr. D ^ | ^  aus M f l B l  hat 
als gerichtlicher Sachverständiger ein schriftliches 
Gutachten erstattet und dieses in der mündlichen Ver­
handlung erläutert und ergänzt.

Die Beklagte hat je ein Privatgutachten der Pro­
fessoren Dr.-Ing. Me^^^und Dr.-Ing. vor­
gelegt. Die Klägerin hat ein Privatgutachten von Se~ 
natsrat a.D. Dipl.-Ing. wBB^überreicht.
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Entscheidungsgründe:

I. Durch ihren in der mündlichen Verhandlung ge­
stellten Antrag, die Berufung mit der Maßgabe zurück- 
zuv/eisen, daß an Stelle der Ansprüche 1 bis 3 der im 
Tatbestand wiedergegebene Anspruch 1 tritt, hat die 
Beklagte ihre Verteidigung auf einen eingeschränkten 
Gegenstand beschränkt. Statt der erteilten Ansprüche
1 bis 3 macht die Beklagte nunmehr Schutz für einen 
neuen Anspruch 1 geltend, in dem das Merkmal des seit­
herigen Anspruchs 1, wonach das Ausspritzen durch Ver­
änderung des Füllvolumens des MasseZylinders bewirkt 
wird, durch das iui kennzeichnenden Teil des seitheri­
gen Anspruchs 3 enthaltene konkrete Merkmal, wonach 
dieses Ausspritzen durch längsverschiebung der Schnecke 
bewirkt wird, ersetzt ist*

Der Antrag der Beklagten zielt damit auf eine zu­
lässige Beschränkung des Patentes ab (vgl. BGHZ 21, 8). 
Bei der darüber hinaus erfolgten Einfügung der Worte 
!,nicht vulkanisierbarew vor dem Wort nKunstStoffe0 in 
den Obergriff des neuen Anspruchs handelt es sich le­
diglich um eine Klarstellung.

Im Berufungsverfahren ist sonach an Stelle des 
seitherigen Anspruchs.1 der neue Anspruch 1 auf Patent­
fähigkeit zu prüfen.

II. Das Streitpatent Er. flP Q P  betrifft nach dem 
Oberbegriff des von der Beklagten an Stelle der seit­
herigen Ansprüche 1 bis 3 nunmehr nur noch verteidigten 
Anspruchs 1 in Verbindung mit der Patentbeschreibung 
eine Spritzgußmaschine für thermoplastische, nicht vul­
kanisierbare Kunststoffe.



In der Einleitung der Patentbeschreibung (S. 1 
Z. 1 - 15) legt der Erfinder zunächst dar, daß solche nach 
dem Stand der Technik im AnmeldeZeitpunkt gebräuchliche 
Maschinen einen heizbaren Zylinder aufweißen, in dem 
die Spritzgußmasse auf Pließtemperatur erwärmt und mit 
einem axial verschiebbaren Kolben durch eine Düse In 
eine geschlossene Porm gepreßt wird, Pie Spritzgußmasse 
wird durch eine Einfüllöffnung meist in genau dosierter 
Menge bei gewöhnlicher Temperatur oder gegebenenfalls 
auch vorgewärmt in den Zylinder eingefüllt. In jedem 
Pall erfolgt dabei die Erwärmung auf Fließtemperatur 
praktisch allein in dem Masse Zylinder, und zwar durch 
Wärmezufuhr von den ZylinderWandungen. Zu diesem Zwecke 
ist der Zylinder mit einer Außenheizung und, wenn eine 
größere Leistung erzielt werden soll, auch mit einer 
Innenheizung versehen.

In den anschließenden Ausführungen in der Patent- 
beschreibung (S. 1 Z. 16 bis S. 2 Z. 4) beschäftigt 
sich der Erfinder mit den Nachteilen, die nach seiner 
Auffassung bei diesen bekannten Maschinen auftreten.
Der schlechte Wärmeübergang von den beheizten Stahl­
wänden auf die organische Spritzgußmasse bringe es, 
hauptsächlich wegen der sehr geringen Y/ärmeleitfähig- 
keit der Masse, oft mit sich, daß von der im Masse­
zylinder befindlichen Püllung nur ein Teil die notwen­
dige Plastizität bzw. Pließtemperatur erreiche. Bei 
thermisch unempfindlichen, also chemisch hinreichend 
stabilen Spritzgußmassen könne zwar die Erwärmungs- 
leistung durch Übertemperatur an den geheizten Zylin­
derwandungen gesteigert werden. Meist sei dies aber 
nicht möglich, veil die meisten Spritzgußmassen hierbei
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in unzulässiger Weise verändert oder zersetzt würden, 
wie beispielsweise Spritzgußmassen aus Polyvinylchlorid.

Die beschriebenen Nachteile will der Erfinder, wie 
er in der Patentbeschreibung (S. 2 Z. 5 - 7) ausdrück­
lich ausführt, vermeiden und höhere Erwärmungsleistungen 
erzielen. Dem Hauptanspruch des Streitpatentes liegt 
demnach die Aufgabe zugrunde, die bekannten Vorrichtun­
gen konstruktiv dahin zu verbessern, daß ein gleich­
mäßiger Wärmeübergang auf die Kunststoffmasse ohne Ge­
fahr der Überhitzung und der Zersetzung der Masse be­
wirkt wird.

Zur Lösung dieser Aufgabe wird gemäß dem nunmehrigen 
Hauptanspruch vorgeschlagen, die Erwärmung auf Fließtem­
peratur in einem Massezylinder mit in ihm angeordneter 
Transportschnecke vorzunehmen und das Ausspritzen durch 
LängsverSchiebung der Schnecke zu bewirken.

Bei der Vorrichtung nach dem von der Beklagten 
verteidigten Hauptanspruch des Streitpatentes handelt 
es sich demnach um eine Spritzgußmaschine für thermo­
plastische, nicht vulkanisierbare Kunststoffe, die fol­
gende im kennzeichnenden Teil dieses Anspruchs genannte 
Merkmale aufweist:

a) einen Masse Zylinder, in welchem die Erwärmung 
auf Fließtemperatur erfolgt,

b) eine in diesem Massezylinder angeordnete
Transportschnecke, die /... —  __

c) zum Zwecke des Ausspritzehs längsverschieb- 
bar ist.

/
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Nach der Patentbeschreibung (S. 2 Z. 12 - 14) wird 
durch die erfindungsgemäße Vorrichtung erreicht, daß 
die Kunststoffmasse während der Erhitzung durch die 
sich drehende Transportschnecke homogen vermischt wird, 
d.h., wie der gerichtliche Sachverständige zutreffend 
ausgeführt hat, daß die heißeren Teile von der Außenwand 
kontinuierlich mit den kühleren aus dem Inneren des Zy­
linders durcheinandergerührt und in eine einheitliche 
plastifizierte Masse übergeführt werden. Die Transport­
schnecke soll dabei, wie schon ihr Name besagt, die Mas­
se durch die fortlaufende Drehung von der Einfüllöffnung 
in den vor der Ausspritzdüse befindlichen Teil des Masse­
zylinders (Samraelraum) kontinuierlich transportieren und 
nach Ansammlung einer hinreichenden Menge plastifizierter 
Masse in diesem Sammelraum gleichzeitig als Spritzkolben für 
das Ausspritzen dienen (Beschreibung S. 2 Z. 10 - 19).

Zu diesem Zwecke ist die Schneckenlagerung axial 
beweglich gestaltet, die Schnecke wird bei Einleitung 
des Spritzgußvorganges in EÜllrichtung durch eine aus­
reichende Kraft verschoben. Die Rückwärtsbewegung er­
folgt automatisch durch die in den freien Hohlraum des 
Zylinders kontinuierlich geförderte Masse. Daß bei die­
ser konstruktiven Gestaltung während des Spritzvorganges 
keine Absperrvorrichtung zwischen Massezylinder und 
Schneckengehäuse vorgesehen zu werden braucht, d.h. keine 
Vorrichtung, die ein Zurückfließen der unter verhältnis­
mäßig hohem Ausspritzdruck stehenden Masse in die PÖrdei’- 
schnecke verhindern soll, ist in der Patentbeschreibung 
nicht ausdrücklich gesagt. Es kann jedoch davon ausgegangen 
werden, daß der Durchschnittsfachmann dies den Beschrei­
bungsstellen S. 2 Z. 60/61 und S. 3 Z. 17 - 19 in Verbin­
dung mit den Patent Zeichnungen entnehmen kann.



10 -

t

III. Die Lehre des Anspruchs 1 des Streitpatentes 
ist durch keine der im Nichtigkeitsverfahren entgegen­
gehaltenen Vorveröffentlichungen neuheitsschädlich vor- 
v/eggenommen; sie ist somit neu im Sinne der § § 1 , 2  PatO.

1. Das im Jahre 1940 erteilte deutsche^Patent
der Pirma EfllB & Z ® | ^ ®  betrifft eine 

Spritzgußmaschine zur Verarbeitung wärmeformbarer Kunst­
stoffe. Es handelt sich also ebenso wie beim Streitpa­
tent um eine Vorrichtung zur Verarbeitung thermoplasti­
sche^ Kunststoffe.

Der Erfinder dieser vorbekannten Lösung geht in 
der Einleitung der Patentschrift., davon aus, daß es bei 
der Verarbeitung wärmeformbarer Kunststoffe in Spritz- , 
gußmaschinen darauf ankomme, die zunächst pulverförmige 
Kunststoffmasse möglichst rasch und gleichmäßig zu 
durchwärmen, damit sie trotz der sehr schnell aufein­
anderfolgenden Arbeitshübe der Maschine eine für den 
Spritzvorgang ausreichende Formbarkeit erhalte, also 
spritzfähig werde. Nach den weiteren Angaben in der 
Patentschrift (S. 1 Z. 10 ff) war bereits vorgeschlagen 
v/orden, die Masse in einer beheizten Schnecke vorzube­
handeln und vermittels der Schnecke über einen Kanal 
in den Hohlraum des Masse Zylinders, in dem sich der 
Preßstempel verschiebt, zu pressen. Dabei war das Aus­
tragsende der rechtwinklig zum Massezylinder liegenden 
Förderschnecke mit dem Massezylinder durch einen beson­
ders beheizten Kanal verbunden, der'zu Beginn des Spritz­
hubes durch den Preßkolben geschlossen und am Ende des 
Kölbenrückhubes von dem Kolben freigelegt wurde. Die 
Masse wird bei einer derartigen Konstruktion also durch 
eine Schnecke vorplastifiziert. Der eigentlichen Spritz-
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Vorrichtung ist eine Vorplastif izierungs einricht ung vor­
geschaltet, Der Zylinder wird nicht, wie früher üblich, 
mit körniger Masse, sondern mit der durch eine Schnecke 
bereits vorplastifizierten Masse gefüllt, die dann durch 
den Spritzkolben in die Spritzgußform eingespritzt wird. 
Der eigentlichen - aus Massezylinder und Spritzkolben 
bestehenden - Materialeinspritzvorrichtung ist also ein 
mit einer Transportpresse versehenes Aggregat vorge­
schaltet, das zum Zwecke hat, die Masse vorzuplasti- 
fizieren, v/as vor allem., bei größeren Maschinen mit 
größeren Mengen zu bearbeitender thermoplastischer Mas­
sen von Bedeutung ist.

Der Erfinder der Vorrichtung der Entgegenhaltung 
hat es bei solchen Maschinen als nachteilig empfunden, 
daß trotz der Beheizung des Verbindungskanals zwischen 
Schnecke und Massezylinder die Gefahr besteht, daß die 
Masse in diesem Kanal zum Teil erstarrt. Ferner sei das 
vollständige Nachfüllen des MasseZylinders dadurch er­
schwert, daß die Masse beim Eintritt in den Zylinder 
x'echtv/inklig abgelenkt werden müsse. Schließlich be­
dingten solche Maschinen eine sperrige Bauart. In der 
Entgegenhaltung wird deshalb vorgeschlagen, die Schnecke 
nicht mehr senkrecht zum Massezylinder zu stellen, son­
dern die Vorrichtung so zu gestalten, daß die Förder­
schnecke den Preßstempel bzw. den Hohlraum des Masse­
zylinders umgibt.

Nach PatentZeichnung und -besohreibung ist der 
Preßstempel 3 im Hohlraum 1 des Masse Zylinders verschieb­
bar gelagert. Der Kolben 3 und das hintere Ende des Mas­
sezylinders 2 sind von einer drehbar gelagerten Förder­
schnecke umgeben, die aus einem rohrförmigen Körper 9
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besteht, der eine in schraubenförmigen Y/indungen ver­
laufende rinnenartige Vertiefung 10 hat, "die einen 
nach Art einer Förderschnecke um den Körper 9 herum­
geführten zusammenhängenden Kanal" bildet. Durch eine 
Öffnung 16 wird der Förderschnecke die in der Spritz- 
gußmaschine zu verarbeitende Kunststoffmasse zugeführt. 
Die umlaufende Förderschnecke führt die Masse allmäh­
lich in Richtung auf den Hohlraum 1 des Zylinders zu, 
wobei die Masse gründlich durchmischt, geknetet und 
gleichzeitig erwärmt wird (Beschreibung S. 2 Z. 46 - 54)* 
Wenn der Preßstempel 3* wie in der Zeichnung veran­
schaulicht, zurückgezogen ist, gibt er Kanäle 17 frei, 
die die letzte Y/indung der Förderschnecke 10 mit dem 
Hohlraum 1 des Massezylinders verbinden, so daß die 
durch die Förderschnecke gemischte und geknetete Kunst­
stoff masse in den Hohlraum 1 des Masse Zylinders e intre­
ten kann. Dort wird sie durch Innen- und Außenbeheizung 
in den Zustand höchster Formbarkeit überführt (Beschrei­
bung S. 2 Z. 72 - 73). Kurz nach Beginn des Spritzhubes 
schließt der Preßstempel 3 auf seinem Wege in Richtung 
der Ausspritzdüse 6 die Kanäle 1?,und es wird die im 
Hohlraum 1 eingeschlossene Masse unter hohem Druck durch 
die Kanäle 5 und die Düse 6 in die Spritzform überfuhrt 
(Beschreibung S. 2 Z. 70 - 75). YJährend des Spritzvor­
ganges arbeitet die Schnecke weiter,und es wird, wie 
es in der Patentbeschreibung (S, 2 Z. 76 - 85) heißt, 
die in den V/indungen der Förderschnecke 10 liegende Mas­
se der Knetwirkung der Schnecke bzvr, der Beheizung durch 
die HeizVorrichtung 13 ausgesetzt, so daß sie in dem 
nahezu endgültigen Zustand der Formbarkeit durch die 
Kanäle 17 in den Hohlraum 1 eintreten kann, sobald der 
Preßstempel 3 seine rückwärtige Ausgangsstellung v/ieder 
erreicht hat.



Diese deutsche Patentschrift gibt sonach,
wie der gerichtliche Sachverständige mit Recht aus­
geführt hat, ebenfalls eine Lösung des Problems, die 
plastifizierbaren Kunststoffe gleichmäßig durch und 
durch ohne Zersetzung zu erwärmen. Die Entgegenhaltung 
bedient sich dabei auch einer Transportschnecke. Diese 
Schnecke ist bei der Entgegenhaltung jedoch nicht in­
nerhalb, sondern außerhalb des MasseZylinders angeord­
net. Sie dient außerdem nicht als Spritzkolben; es 
ist vielmehr ein besonderer Ausspritzkolben (Preßstem- 
pel) vorgesehen. Die Entgegenhaltung steht daher dem 
Anspruch 1 des Streitpatents nicht neuheitsschädlich 
entgegen.

2. a) Die amIV. 1940 veröffentlichte franzö- 
3!£che_.S c e n t s betrifft ein Verfahren 
und eine Vorrichtung zur Herstellung von Gegenständen 
aus Kautschuk-Formlingen. Hauptzweck der Erfindung ist 
nach der Einleitung der Patentbeschreibung, eine mög­
lichst schnelle Vulkanisierung von Kautschuk-Formlingen 
mit mehr oder weniger komplizierter Form, die nur mit 
Hilfe einer Preßform nacheinander und nicht kontinuier­
lich hergestellt werden können, zu erreichen.

Hach der Patentbeschreibung der Entgegenhaltung 
(S. 1 Z. 2 4-28) erforderten die damals üblichen Ver­
fahren zur Herstellung von Gegenständen aus vulkani­
siertem Kautschuk folgende Verfahrensschritte: Vertei­
lung des Kautschuks in der Preßform, Schließen der 
Preßform, unter die Presse bringen und unter Druck setzen, 
diese Verfahrensschritte sind nach den Ausführungen des 
Erfinders in der Patentbeschreibung zur Durchführung 
einer sehr schnellen Vulkanisierung ungeeignet, weil
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alle Verfahrensschritte bei einer konstanten Temperatur 
von 200° C ausgeführt werden müßten, die Erstarrung der 
Masse aber schon vor Beendigung dieser Verfahrensechrit­
te eintritt und damit die Vulkanisierung unmöglich ge­
macht v/ird. Der Erfinder schlägt deshalb vor, in eine 
bereits geschlossene und auf einer hohen Vulkanisier- 
temperatur (beispielsweise 200° C) gehaltenen Form eine 
Kautschukmischung, die gegebenenfalls auf eine Temperatur 
gebracht ist, die unterhalb der Erhärtungstemperatur 
liegt (beispieisv/eise auf 80° C), unter Bruck durch eine 
Leitung (Büse) einzuspritzen (Beschreibung S. 1 Z. 48 - 
59). In der Beschreibung wird dazu hervorgehoben, daß 
solchenfalls die Form derart schnell gefüllt werden kön­
ne, daß keine Erhärtung zu befürchten sei, bevor die 
Füllung nicht vollständig sei. Nach einem weiteren Merk­
mal der Erfindung durchfließt die Kautschukmischung bei 
ihrem Eintritt in die Form und, bevor sie sich in der 
Form ausbreitet, unter der Wirkung des Einspritzdruckes 
einen Durchlaß, der aus einer Vielzahl von Öffnungen 
mit geringem Durchschnitt besteht. Hierdurch werde ein 
Mischen (Dmrühren) der Kautschukmasse und eine feine 
Verteilung erreicht, was zusätzlich den Vorteil habe, daß 
die in der Mischung vorhandene Luft in dem Augenblick, 
in dem die Mischung in die Form eintritt, verringert 
und eine homogene Mischung herbeigeführt sei, die keine 
Luftblasen enthalte (Beschreibung S. 2 Z. 22 - 36).

Nach Figur 1 der PatentZeichnung besteht die Vor­
richtung im wesentlichen aus einem Massekolben 25, der 
unter der Y/irkung eines hydraulisch gesteuerten Kolbens 29 
in den Massebehälter 16 hineinbewegt wird. In diesen be­
heizten Behälter 16 v/ird die Kautschukmischung eingelegt 
und mit Hilfe des Hydraulikantriebes von dem Massekol-
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"Den .25 "bei einer Temperatur unter 80°, d.h. unter 
der Erstarrungstemperatur, durch die gelochte Platte 23 
in die Form 30 gedrückt. Pie Form 30 wird hierbei 
durch die Heisplatten 13 und 14 geschlossen und auf 
einer hohen Vulkanisiertemperatur von beispielsweise 
200° C gehalten.

In der französischen Patentschrift (S. 32. 67 ff) 
ist nun neben der geschilderten Hauptausführung, die 
keine Transportschnecke enthält und daher schon aus 
diesem Grunde nicht neuheitsschädlich ist, noch eine 
in Figur 3 gezeigte zusätzliche konstruktive Maßnahme 
beschrieben, die für die Beurteilung der Patentfähig­
keit des Streitpatentes von besonderer Bedeutung ist.
In der Patentbeschreibung der Entgegenhaltung (S. 3 
Z. 67 - 76) heißt es hierzu, es könne, um die Luftblasen 
in der Masse noch weiter zu reduzieren, die Füllung 
des Massebehälters 16 mit Hilfe einer Schneckenpresse 
(boudineuoe) erfolgen, an deren Zylinder der Behälter 
seitlich angeschlossen werden könne; es könne aber 
auch, gemäß der in Figur 3 dargestellten Ausführungs­
form, der gleichfalls mit einer Xochplatte 23 versehene 
Massebehälter 16 selbst als Zylinder für eine Schnecken­
presse 35 dienen, wobei er eine einheitliche Einfüll­
öffnung 36 (für die Einfüllung der zu verarbeitenden 
Masse) aufweise. Nach den anschließenden Ausführungen 
in der Patentbeschreibung ist die* Schnecke 35 mit dem 
Hydraulikkolben 29 über einen Anschlag 37 verbunden, so 
daß die Schnecke beim Senken des Kolbens 29 mitbewegt 
wird. Pie Beschreibung fährt fort (S. 3 2. 86 ff), es 
sei verständlich, daß die durch die Einfüllöffnung 36 
eingeführte Kautschukmischung durch die Schnecke 35 ge­
teilt werde und sich zwischen zwei Einspritzungen im
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unteren Teil des Massebehälters 16 (in der Patentschrift 
fälschlich mit 14 bezeichnet) sammle, was die Zurück­
bewegung der Schnecke und gleichzeitig mit ihr des 
Kolbens 29 zur Folge habe. Wenn dann nach Anstauung 
einer ausreichenden Menge Kautschukmasse im unteren 
Teil des Massebehälters 16 der Kolben 29 unter hydrau­
lischen Bruck gesetzt wird, verschiebt sich, so heißt 
es in der Patentbeschreibung, der Kolben 29 nach unten 
gegen die Schnecke 35» die nunmehr die Rolle des Mas­
sekolbens 35 gemäß der Hauptausführung der Figur 1 
übernimmt und die Mischung durch die Lochplatte 23 
preßt, von wo sie durch die Leitung (Düse) 18 ein­
dringt und somit die Einspritzung einer von einge­
schlossener Luft freien Mischung bewirkt. Während der 
Einspritzbewegung dreht sich die durch das Zahnrad 38 
angetriebeno Schnecke weiter, wie sich aus der Be­
schreibungsstelle S. 3 Z. 104 bis S. 4 Z. 3 ergibt.

Mit dieser für die Beurteilung des Streitpatentes 
bedeutsamen Zusatzeinrichtung beschäftigen sich schließ­
lich auch noch zwei Stellen im Resum6 der Patentschrift. 
Auf S. 4 Z. 32 - 40 ist ausgeführt, daß man die Kaut­
schukmischung, bevor sie dem Spritzdruck ausgesetzt 
wird, durch eine Schneckenpresse führen kann, die in 
bekannter Weise aus einer sich im Innern eines Zylin­
ders drehenden Schnecke besteht, wobei diese Schnecke 
vorteilhaftereise den Einspritzkolben bildet, der in 
seiner Achsrichtung derart bewegbar ist, daß er die 
durch diese Schnecke geflossene Mischung in die Form 
preßt. Schließlich heißt es am Schlüsse des Resumer 
(S, 4 Z. 59 - 61): Ber vorerwähnte Kolben (d.i. der 
Massekolben) besteht aus einer rotierenden Schnecke, 
die mit dem Behälter derart verbunden ist, daß eine 
Schneckenpresse gebildet wird.
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b) Aus dem Dargelegten ergibt sich, daß durch 
diese französische Patentschrift (Pig. 3 in Verbin­
dung mit den einschlägigen Stellen der Patentbe­
schreibung) eine Vorrichtung bekannt ist, die eine 
in einem beheizbaren Massezylinder angeordnete Trans- 
portschnecke aufweist und bei der das Ausspritzen 
durch längsverSchiebung der als Spritzkolben dienen- 
den Transportschnecke erfolgt. Neuheitsschädlichkeit 
ist jedoch gleichwohl nicht gegeben, weil die Entge­
genhaltung eine andere Gattung von Maschinen betrifft, 
nämlich eine Maschine zur Verarbeitung vulkanisierbarer 
Stoffe. Solche Maschinen aber rechnen, wie durch den 
Zusatz nnicht vulkanisierbare11 im Oberbegriff des neuen 
Anspruchs jetzt ausdrücklich klargestellt ist, nicht 
zu den Spritzgußmaschinen für thermoplastische Kunst- 
Stoffe i.S. des Streitpatents.

IV. Der Erfindungsgegenstand nach dem Hauptanspruch 
des Streitpatentes weist den für Patentfähigkeit er­
forderlichen technischen Portschritt auf. Insoweit 
muß sich die Prüfung auf einen Vergleich mit der deut­
schen Patentschrift f V  ( 9  beschränken, weil es sich 
bei dem Gegenstand der französischen Patentschrift ^  
um eine andere Gattung von Maschinen handelt.

Gegenüber dem Gegenstand nach der deutschen Pa- 
tents ehr if t 419 ist der Erf indungsgegenstand des
Streitpatentes, wie der Nichtigkeitssenat im angefoch­
tenen Urteil zutreffend ausgeführt hat, in seiner Ge­
samtgestaltung wesentlich einfacher als die bekannte 
Vorrichtung, wodurch er auch in der Herstellung bil­
liger und im Betriebe v/eniger anfällig für Störungen 
ist.
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Dafür, daß das Streitpatent die Technik wesentlich 
bereichert hat, spricht überdies, daß sich die erfin­
dungsgemäße Vorrichtung nach den unwidersprochen ge­
bliebenen Angaben der Beklagten im In- und Ausland weit­
gehend durchgesetzt hat.

V. Es mangelt dem Gegenstand des Streitpatentes 
jedoch an der erforderlichen Erfindungshöhe^ Der Senat 
vermag sich insoweit der vom Nichtigkeitssenat im an­
gefochtenen Urteil vertretenen gegenteiligen Auffassung 
nicht anzuschließen.

Durch Figur 3 der am 1940 ausgegebenen
französischen Patentschrift war wenige Jahre
vor dem Anmeldetag des Streitpatents eine Vorrichtung 
bekannt geworden, die eine in einem beheizbaren Masse­
zylinder angeordnete Transportschnecke aufweist und 
bei der das Ausspritzen durch Längsverschiebung der 
als Spritzkolben dienenden Transportschnecke stattfin­
det. Die Gesamtvorrichtung, die in der französischen 
Entgegenhaltung unter Schutz gestellt ist, dient al­
lerdings einem anderen Arbeitszweck. Sie ist keine Ma­
schine für die Verarbeitung thermoplastischer Kunst­
stoffe, sondern dient vielmehr der Verarbeitung von 
Kautschuk. Hauptzweck der Erfindung nach dieser Ent­
gegenhaltung ist gemäß der Einleitung der Patentbe­
schreibung, eine möglichst schnelle Vulkanisierung 
von Kautschuk-Formlingen mit mehr oder weniger kompli­
zierter Form, die nur mit Hilfe einer Preßform nach­
einander und nicht kontinuierlich hergestellt werden 
können, zu erreichen. Diesem Zweck dient auch die neben 
der Hauptausführung (Figuren 1 und 2) in der Figur 3 
gezeigte zusätzliche Vorrichtung. Mit ihr soll nach der 
Patentbeschreibung vornehmlich eine v/eitere Entlüftung
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der Kautschukmischung erreicht werden, um vor dem Ein­
spritzvorgang eine von eingeschlossener Luft freie 
Mischung zu erhalten. Für den Durchschnittsfachmann ist 
jedoch erkennbar, daß die sich im beheizbaren Massezy­
linder um ihre Achse drehende Transportschnecke 35 
(Figur 3) die im Zylinder befindliche Kautschukmasse 
dabei gründlich durchmischt, knetet und damit weiter 
erweicht und plastifiziert, wie der gerichtliche Sach­
verständige, Senatspräsident a.D. Dr. D M B k ,  überzeu­
gend dargelegt und der Privatgutachter der Klägerin, 
Senatsrat a.D. Dipl.-Ing. in seinem schriftlichen
Gutachten bestätigt hat. Ebenso wie bei dem Erfindungs­
gegenstand des Streitpatentes handelt es sich also bei 
der Ausführungsform nach Figur 3 der französischen Pa­
tentschrift um eine - allerdings für die Verarbeitung 
von Kautschuk bestimmte - Vorrichtung, bei der im Mas­
se Zylinder eine um ihre Achse sich drehende Transport­
schnecke angeordnet ist, die die im Zylinder befindliche 
Masse in Richtung auf die Düse des Zylinders hin fördert, 
durch Umrühren durchmischt, knetet und dadurch weiter- 
erwärmt und plastifiziert, und die schließlich durch 
axiale Bewegung die plastifizierte Masse durch die Düse 
in die geschlossene Form einspritzt und somit auch die 
Funktion des Spritzkolbens ausübt. Vorrichtungstechnisch 
gesehen weist also das in Figur 3 der französischen 
Patentschrift gezeigte Aggregat die gleichen konstruk­
tiven Merkmale (eine im Massezylinder angeordnete, zum 
Zwecke des Ausspritzens längs verschiebbare Transport­
schnecke) mit im wesentlichen gleicher Yfirkungsweise wie 
das Streitpatent auf, weshalb der. gerichtliche Sachver­
ständige in seinem schriftlichen Gutachten übrigens 
schon die Neuheit des ursprünglichen Anspruchs 1 des 
Streitpatentes im Hinblick auf die französische Entge­
genhaltung verneint hatte.
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Es stellt sich nun aber die Präge, ob 63 für den 
Durchschnittsfachmann im Anmelde Zeitpunkt des Streit­
patents nahegelegen hat, diese für die Herstellung von 
Kautschuk-Formlingen bestimmte Vorrichtung bei einer 
Spritzgußmaschine für thermoplastische, nicht vulkani­
sierbare Kunststoffe zu verwenden. Hierzu ist zunächst 
allgemein festzustellen, daß bei dem mit der Entwick­
lung von Spritzgußmaschinen für thermoplastische Kunst­
stoffe befaßten Fachmann die Kenntnis des Standes der 
Technik auf dem Gebiet der Kautschukverarbeitung vor­
ausgesetzt werden muß. Dabei mag dahinstehen, ob es 
sich bei der Konstruktion von Maschinen zur Verarbei­
tung thermoplastischer Kunststoffe einerseits und der 
von Maschinen für die Kautschukverarbeitung anderer­
seits um Entwicklungsarbeiten auf dem gleichen tech­
nischen Fachgebiet handelt. Denn jedenfalls sind es nahe 
verv/sndte technische Gebiete, wie sowohl der gericht­
liche Sachverständige als auch der Privntgutachter der 
Klägerin überzeugend dargelegt haben. .Dafür spricht 
übrigens, daß schon im AnmeldeZeitpunkt des Streitpaten­
tes sowohl Spezialmaschinen für die Gummiindustrie als 
auch Spritzgußmaschinen für thermoplastische Kunststoffe 
von den gleichen Firmen hergestellt wurden, wie sich 
z.B. aus dem Buche von Laeis, "Dar Spritzguß thermo­
plastischer Massen" 1956 Kap. V (S. 48 ff) ergibt. Rich­
tig ist allerdings, daß man bei der Entwicklung von 
Spritzgußmaschinen für thermoplastische Kunststoffe auch 
auf die Erfahrungen zurückgegriffen hat, die man bei 
dem Bau von Metallspritzgußmaochinen gesammelt hatte, 
und daß im AnmeldeZeitpunkt des Streitpatentes von den­
selben Firmen sowohl Metallepritzgußmasehinen als auch 
Kunststoffspritzgußmaschinen hergestellt worden sind, 
wie sich gleichfalls u.a. aus der erwähnten Schrift von 
Laeis ergibt. Dies steht jedoch nicht der Feststellung



entgegen, daß vom Durchschnittsfacbmann jedenfalls auch 
die Heranziehung der beim Bau von Maschinen für die 
Kautschukverarbeitung gewonnenen Erkenntnisse zu erwar­
ten wax’. Dazu bestand insbesondere deshalb Anlaß, \</eil 
die zu verarbeitenden Rohstoffe immerhin artverwandte 
Eigenschaften aufweisen und diese Rohstoffe, wie sich 
u.a. auch aus der von der Klägerin herangezogenen, im 
Jahre 1941 erschienenen Schrift von Kluckow ”Verarbei­
tung von Kautschuk, Kunstkautschuk und weichgummiähn­
lichen Kunststoffen” (vgl. insbesondere S. 174» 175) 
ergibt, wenn nicht zu demselben technologischen Fach­
gebiet, so doch zu nahe verwandten technologischen Fach­
gebieten gehören.

Von einem Durchschnittsfachmann, der sich mit Ent­
wicklungsarbeiten auf dem Gebiete der Spritzgußmaschi­
nen für thermoplastische Kunststoffe beschäftigte, mußte 
daher erwartet werden, daß er bei der Suche nach einer 
Lösung der dem Streitpatent zugrundeliegenden Aufgabe 
die Entwicklung auf dem Gebiet der Maschinen für die 
Kautschukverarbeitung berücksichtigte. Dann aber recht­
fertigt sich der Schluß, daß er auf Grund des Standes 
der Technik im Anmelde Zeitpunkt, und zwar vor allem auf 
Grund der in Figur 5 der französischen Patentschrift 

I V  gezeigten Vorrichtung ohne erfinderische Über­
legungen zur Lehre des Anspruchs 1 des Streitpatentes 
gelangen konnte. Es lag für ihn auf Grund der demnach 
vorauszusetzenden Kenntnis der französischen Entgegen­
haltung nahe, den Massezylinder mit innerer, gleichzei­
tig als Spritzkolben dienender Transportschnecke auch 
bei einer Spritzgußmaschine für Kunststoffe zu verwenden.
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Der Beklagten mag allerdings zugegeben werden, daß 
infolge der Verschiedenheit der zu verarbeitenden Aus­
gangsmaterialien und der dadurch bedingten Unterschiede 
in der Arbeitsweise, insbesondere hinsichtlich der Heiz­
temperaturen und der Brücke, die Vorrichtung nach Fi­
gur 3 der französischen Patentschrift nicht ohne Anpas­
sung in konstruktiven Einzelheiten (etwa hinsichtlich 
der Auslegung der Schnecke) bei einer Spritzgußmaschine 
für thermoplastische Kunststoffe Verwendung finden konnte, 
Hach den überzeugenden Barlegungen des gerichtlichen 
Sachverständigen konnte der Konstrukteur im Anmeldezeit­
punkt des Streitpa.tentes solche Anpassungen jedoch auf 
Grund seines Fachwissens ohne erfinderische Überlegun­
gen vornehmen, Biese besonderen und zusätzlichen Maß­
nahmen stellten demnach kein Hindernis für den Einsatz 
der Vorrichtung nach Figur 3 der französischen Entgegen­
haltung bei einer Kunststoff-Maschine dar, mit der ge­
schmolzene Kunststoffe in eine kalte Form eingespritzt 
werden,

Bie Beklagte hat nun aber geltend gemacht, einer 
Übernahme der Vorrichtung nach Figui? 3 der französischen 
Patentschrift I V  auf Spritzgußmaschinen für thermo­
plastische Kunststoffe habe ein tief wurzelndes Vorur­
teil entgegengestanden, das von dem Erfinder des Streit­
patentes überwunden worden sei. Baraus ergebe sich, daß 
der lehre des Streitpatents eine erfinderische Leistung 
zugrundeliege. Hierzu hat die Beklagte im wesentlichen 
ausgeführt: Der Verwendung einer Schnecke auch als Spritz­
kolben in einer Spritzgußmaschine für thermoplastische 
Kunststoffe habe die einheitliche Vorstellung der Fach­
welt entgegengestanden, mit Hilfe einer Schnecke seien 
niemals die hohen Brücke zu erzielen, die beim Spritz-
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gießen erforderlich seien. Man habe nämlich befürchtet, 
daß das flüssige Material durch die Schneckengänge 
explosionsartig nach hinten wegströme. Dieses Vorurteil 
gegen die Verwendung des Einstufenprinzips des Streit­
patentes, in welchem die Schnecke ohne Sicherung durch 
eine besondere KÜckstromsperre auch die Funktion des 
Ausspritzkolbens übernehme, sei in der Fachwelt, so 
hat die Beklagte weiter geltend gemacht, derart verwur­
zelt gewesen, daß man noch jahrelang nach der Veröffent­
lichung des Streitpatentes die praktische Anwendbarkeit 
des Erfindungsgegenstandes für unmöglich gehalten habe.
Das Vorurteil sei so stark gewesen, daß selbst nach 
Fachvorträgen des Erfinders, z.B. auf Kunststofftagungen 
in Mülheim (1949) und Hamburg (1953) die Erfindung nicht 
auf gegriffen v/orden sei. Dieses Vorurteil habe der Er­
finder des Streitpatentes überwunden. Er habe nämlich 
erkannt, daß die Beschaffenheit des Materials beim Streit- 
patent die Verwendung der Schnecke als Spritzkolben auch 
für hohe Drücke erlaube, weil das Material in den Schnecken­
gängen nahe der Einfüllöffnung noch nicht verflüssigt 
sei und damit in einer dem damaligen Durchschnittsfachmonn 
überraschenden und verblüffenden Weise als Eropfen diene. 
Was man stets befürchtet habe, sei nicht eingetreten, 
nämlich, daß das Schmelzgut bei Einsetzen des hohen 
Spritzdruckes nach hinten durch den Trichter ausweiche.
Von dem Zeitpunkt an, als die ersten Spritzgußmaschinen 
entsprechend dem Streitpstent mit verschiebbarer Schnecke 
verwendet worden seien, habe sich die Überlegenheit der 
Lehre des Streitpatentes erwiesen und zu einem einmali­
gen technischen Erfolg geführt. Der Lösung des Streit­
patentes, mit der ein tief verwurzeltes Vorurteil über­
wunden worden sei, könne daher, so meint die Beklagte, 
eine erfinderische Leistung nicht abgesprochen werden.



Mit ähnlichen Überlegungen wie die Beklagte hat 
auch der Niehtigkeitssenat in dem angegriffenen Urteil 
seine Auffassung begründet, es sei das Verdienst des 
Erfinders des Streitpatentes, erkannt zu haben, daß eine 
genügende Absperrung schon durch den Zustand der Masse 
in der Förderschnecke erfolge, womit er den Weg zu einer 
besonders einfachen und glücklichen Lösung der gestell­
ten Aufgabe gefunden habe. Die französische Patentschrift 
^ P ^ p h a b e ,  so meint der Nichtigkeitssenat, den Lö­
sungsgedanken des Streitpatentes nicht nahelegen können. 
Der Gegenstand dieser Entgegenhaltung weise zwar keine 
Absperrung (RUckstromsperre) auf. Für den Fachmann ha­
be es jedoch auf der Hand gelegen, daß es einer solchen 
Absperrung nicht bedürfe, weil der zu verarbeitende 
Kautschuk während der ganzen Zeit der Verarbeitung mehr 
oder minder zähplastisch sei, im Gegensatz zu der Kunst­
stof fmasse beim Streitgegenstand, die beim Einlaufen in 
die Transportschnecke pulverförmig bzv/, körnig und beim 
Ausspritzen aus dem Massezylinder flüssig sei. Eine Ver­
flüssigung des mit der Vorrichtung nach der Entgegen­
haltung zu verarbeitenden Kautschuks trete in dem Mas­
sezylinder Überhaupt nicht ein. Es bestehe daher auch 
keine ernstliche Gefahr, daß die Kautschukmasse beim 
Auspressen zwischen den Gängen der Transportschnecke 
zurückfließe. In der Spritzgußmaschine nach dem Streit­
patent werde dagegen die Kunststoffmasse, so führt der 
Nichtigkeitssenat weiter aus, im Massezylinder durch 
Aufheizung bereits auf eine Fließtemperatur von etwa 
180 - 200° C gebracht und dadurch regelrecht flüssig.
Der Fachmann, der sich mit dem Ausspritzen einer im 
flüssigen Zustand befindlichen KunstStoffmasse unter 
verhältnismäßig hohem Bruck befasse, habe daher durch 
die französische Patentschrift nicht auf den Gedanken
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hingelenkt werden können, auf eine Absperrvorrichtung 
deshalb verzichten zu können, v/eil eine solche auch 
bei der kautschukverarbeitenden Maschine nicht nötig sei.

Der Kichtigkeitssenat hat bei diesen Ausführungen 
indessen verkannt, daß die Spritzgußmaschine des Streit­
patentes nach Anspruch und Beschreibung der Verarbeitung 
thermoplastischer Kunststoffe schlechthin dient und 
somit nicht nur der Verarbeitung solcher Kunststoffe, 
die im Massezylinder "regelrecht flüssig" werden* Die 
Maschine nach dem Streitpatent war sonach auch für die 
Verarbeitung relativ hoch viskoser, also zähflüssiger 
thermoplastischer Kunststoffe bestimmt* Solche zähflüs­
sigen Kunststoffe gelangten, wie auch aus dem Schrift­
tum ersichtlich ist (vgl* z.B. die von der Birma 
& im Jahre 1943 herausgegebenen Schrift "Der
Spritzguß thermoplastischer Kunststoffe", S. 8 und 10), 
im Anraeldeseitpunkt des Streitpatentes sogar überwie- 
gend zur Verwendung* Es gab, wie der gerichtliche Sach­
verständige bestätigt hat, damals sowohl relativ dünn­
flüssige als auch relativ zähflüssige thermoplastische 
Kunststoffe; es standen jedoch die Kunststoffe, die 
eine relativ zähflüssige Schmelze lieferten, damals 
im Vordergrund. Von besonderer praktischer Bedeutung 
war insbesondere das in der Patentbeschreibung des 
Streitpatentes (S. 2 Z* 4) in anderem Zusammenhang er­
wähnte Polyvinylchlorid (PVC); der gerichtliche Sach­
verständige hat in der mündlichen Verhandlung das An­
meldejahr des Streitpatents (1943) geradezu als die 
Hochzeit des PVC bezeichnet, in der Gegenstände, die 
vorher üblicherweise aus Gummi hergestellt wurden, 
meist aus PVC gefertigt worden seien.



Im Jahre 1943 aber ergab PVC, wie der gerichtliche 
Sachverständige in der mündlichen Verhandlung überzeu­
gend ausgeführt hat, keine dünnflüssige, sondern eine 
zähflüssige, pastenartige Schmelze, die in ihrer Visko- 
sität ungefähr der Kautschukmasse der französischen 
Entgegenhaltung entsprach. Unter diesen Umständen aber 
brauchte der Fachmann gegen die Übernahme der aus Fi­
gur 3 der französischen Patentschrift bekannten Vor­
richtung auf Spritzgußmaschinen - und zwar gleichfalls 
ohne Absperrvorrichtung - keine Bedenken zu hegen, Er 
konnte für PVC und ähnliche zähflüssige Kunststoffe 
davon ausgehen, daß es ebenso wie bei der Vorrichtung 
nach der französischen Patentschrift einer Absperrung 
nicht bedürfe, weil der zu verarbeitende Kunststoff - 
ebenso wie die Kautschukmasse - nur in zähflüssigen 
Zustand geriet. Dem Gedanken?eine Spritzgußmaschine 
für thermoplastische Kunststoffe entsprechend der sich 
aus Figur 3 der französischen Patentschrift ergebenden 
Vorrichtung zu bauen, konnten sonach jedenfalls dann 
keine Hemmungen entgegenstehen, wenn mit der Maschine 
zähflüssige Kunststoffe verarbeitet werden sollten. Da­
raus aber folgt, daß es zur Auffindung der lehre des 
Streitpatentes, die die Vorrichtung als solche zum Ge­
genstand hat, keiner erfinderischen Leistung bedurfte.

Unter diesen Umständen kann dahingestellt bleihen, 
ob ein allgemeines Vorurteil der Fachkreise des von 
der Beklagten behaupteten Inhalts überhaupt bestanden 
hat und ob von der Überwindung eines solchen Vorurteils, 
von dem übrigens an keiner Stelle der Streitpatontschrift 
etwas gesagt ist, die Rede sein kann. Selbst wenn die 
Fachwelt Hemmungen gehabt haben sollte, die (Transport­
schnecke bei Verarbeitung dünnflüssigen Materials ohne
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Rückstromsperre als Spritzkolben zu verwenden,und wenn 
diese Besorgnisse zu Unrecht bestanden haben sollten, 
wäre dies für die patentrechtliche Beurteilung der Prä­
ge der Erfindungshöhe des Streitpatentes ohne Bedeutung. 
Es mag sein, daß dem Erfinder des Streitpatentes mög­
licherweise ein Anwendungspatent für die lehre, das aus 
der französischen Patentschrift bekannte Mittel für die 
Verarbeitung dünnflüssiger Kunststoffe zu verwenden, 
hätte erteilt werden können. Bas aber nun einmal als 
Vorrichtungspatent begehrte und dementsprechend erteil­
te Streitpatent hat eine Spritzgußmaschine für thermo­
plastische, nicht vulkanisierbare Kunststoffe schlecht­
hin zum Gegenstand. Die Lehre aber, eine Spritzgußraa- 
schine für thermoplastische Kunststoffe schlechthin 
mit den Merkmalen des Anspruchs 1 zu bauen, entbehrt 
deshalb der erforderlichen Erfindungshöhe, weil sie 
für Maschinen zur Verarbeitung zähflüssiger Ausgangs­
materialien durch die französische Patentschrift nahe­
gelegt war und jedenfalls insoweit Hemmungen nicht ent­
gegenstanden. Zu der Konstruktion als solcher zu gelan­
gen, bedurfte es demnach keines erfinderischen Schrit­
tes. Bas von der Beklagten behauptete Vorurteil ist 
daher für die Präge der Patentwürdigkeit des Streitpa­
tentes ohne Bedeutung.

Ba sonach die Lehre des Streitpatentes durch den 
Stand der Technik nahegelegt war, ist eine andere Be­
urteilung der Präge der Erfindungshöhe auch nicht des­
halb gerechtfertigt, weil das Streitpatent, wie unter­
stellt werden kann, großen technischen Fortschritt auf- 
weist, und weil mit ihm nach den unwidersprochen ge­
bliebenen Angaben der Beklagten bedeutende wirtschaft­
liche Erfolge erzielt worden sind. In solchen Umständen
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kann zwar im Einzelfall ein Indiz für das Ausmaß der 
erfinderischen Leistung gesehen werden. Sie vermögen 
jedoch die fehlende Erfindungshöhe nicht zu ersetzen.

Nach alledem gelangt der Senat zu dem Ergebnis, 
daß cs dem Gegenstand des Streitpatentes an ausreichen­
der Erfindungshöhe fehlt.

Der gerichtliche Sachverständige hat zwar in der 
mündlichen Verhandlung zur Frage der Erfindungshöhe 
nicht eindeutig Stellung genommen. Seine Ausführungen 
ließen jedoch erkennen, daß er Zweifel in die Erfin­
dungsqualität des Streitpatentes gesetzt hat.

VI, La sonach der von der Beklagten verteidigte 
Hauptanspruch des Streitpatentes wegen mangelnder Er­
findungshöhe nicht aufrechterhalten werden kann, konn­
ten auch die noch verbleibenden Unteransprüche keine 
Bestand haben. Sie haben, wie auch der gerichtliche 
Sachverständige bestätigt hat, sämtlich keinen erfin­
derischen Gehalt.

VII. Auf die Berufung der Klägerin war sonach in 
Abänderung des angefochtenen Urteils das Streitpatent 
für nichtig zu erklären.

Der Anregung der Beklagten, das Patent mit dem im 
Tatbestand wiedergegebenen Verfahrensanspruch aufrecht­
zuerhalten, konnte nicht stattgegeben werden. Lie Um­
wandlung des als Vorrichtungspatent erteilten Patentes 
in ein Verfahrenspatent ist im Nichtigkeitsrechtsstreit 
grundsätzlich nicht möglich (vgl. HG GRUR 1936, 108, 111; 
GRUR 1939, 182, 186; Reimer, Patentgesetz und Gebrauchs­
mustergesetz, 2. Aufl. Anm. 84 zu § 1 PatG; Benkard,
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Patentgesetz, 4. Aufl. Rdz. 52 zu § 1 PatG). Einer 
der Ausnahmefälle, in denen der Nichtigkeitsrichter 
etwa befugt sein könnte, den Patentansprüchen eine an­
dere Passung zu geben und anstelle einer Vorrichtung 
ein Verfahren als geschützt zu bezeichnen, liegt hier 
nicht vor. Insbesondere sind keinerlei Anhaltspunkte 
dafür gegeben, daß sich die Erteilungsbehörde lediglich 
in der Bezeichnung des Gegenstandes der Erfindung ver­
griffen und infolgedessen irrtümlich statt eines Ver­
fahrens eine Vorrichtung unter Schutz gestellt habe, 
überdies wäre auch der von der Beklagten angeregte 
Verfahrensanspruch hinsichtlich Erfindungshöhe nicht 
anders zu beurteilen gewesen als der von der Beklagten 
verteidigte Vorrichtungs-Hauptanspruch.

VIII. Die Kostenentscheidung beruht auf § 42 
Abs. 3 in Verbindung mit §§40 Abs. 2, 36q Abs. 1 
Satz 2 PatG. Sie bezieht sich sowohl auf die gericht­
lichen als auch auf die außergerichtlichen Kosten des 
Rechtsstreites.

Bock Spreng Böscher Claßen Alfx
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